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889. Statut 
für die Dränage⸗Genoſſenſchaft zu Goßmar bei 
Sonnewalde, im Kreiſe Luckau. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc, verordnen auf Grund der 88 57 und 65 
des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. April 1879 (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung Seite 297) nach Anhörung der Beteiligten, 
was folgt: 

8 1. Die Eigentümer der dem Meltorations⸗ 
gebiet angehörigen Grundſtücke in der Gemarkung 
des Guts⸗ und Gemeindebezirks Goßmar werden 
zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag 
dieſer Grundſtücke nach Maßgabe des Mteltorations- 
planes des Meliorations⸗Bauwarts Kals vom 
15. Oktober 1906 durch Dränage zu verbeſſern. 

Auf der zum Melioratlonsplane gehörigen Karte 
iſt das Meliorationsgebiet mit einer roten Linie be⸗ 
grenzt. In dem zugehörigen Teilnehmerverzeichnis 
find die zum Meliorationsgebiete gehörigen Grund⸗ 
ſtücke nachgewleſen. 

Karte und Teilnehmerverzeichnis werden unter 
Bezugnahme auf das genehmigte Statut beglaubigt 
und bei der Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft 
niedergelegt. Beglaubigte Abzeichnung und Abſchrift 
erhält der Vorſteher der Genoſſenſchaft; er hat ſie 
11 0 und ſtets auf dem Laufenden zu er⸗ 
alten. 

Der Vorſtand hat die aufzuſtellenden beſonderen 
Meliorationspläne vor Beginn ihrer Ausführung 
der Aufſichtsbehörde zur Prüfung durch den Melio⸗ 
rationsbaubeamten und zur Genehmigung einzureichen. 

Aenderungen des Meliorationsplanes, welche 
ſich als erforderlich herausſtellen, können vom Ge⸗ 
noſſenſchaftsvorſtande beſchloſſen werden. Der Be⸗ 
ſchluß unterliegt der Prüfung des Meliorationsbau⸗ 
beamten und bedarf der Genehmigung der Aufſichts⸗ 
behörde. 

Vor Erteilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die 
Veränderung der Anlage betroffen werden. 


§ 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
„Dränage⸗Genoſſenſchaft Goßmar bei Sonnewalde“ 
und hat ihren Sitz in Goßmar. 

8 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
der Genoſſenſchaft getragen. 

8 4. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes anzunehmenden Meliorations⸗Tech⸗ 
nikers ausgeführt. 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat 
das Bauprogramm aufzuſtellen, die beſonderen Pläne 
auszuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen 
Unterlagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen, überhaupt alle für das zweckmäßige Inein⸗ 
andergreifen der Arbeiten notwendigen Maßregeln 
rechtzeitig anzuregen und vorzubereiten, die Aus⸗ 
führung zu leiten und die für die Aenderungs⸗ 
und Ergänzungsanträge, für Abſchlagszahlungen und 
für die Abnahme erforderlichen Unterlagen anzu⸗ 
fertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit ihm abzu⸗ 
ſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
etwaige Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen 
der Zuſtimmung des Meliorationsbaubeamten, dem 
der Beginn der Ausführungsarbeiten rechtzeitig an⸗ 
zuzeigen iſt. Auch im übrigen hat der Vorſtand in 
technſſchen Angelegenheiten während der Bauaus⸗ 
führung den Rat des Meliorationsbaubeamten ein⸗ 
zuholen und zu berückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der 
Meliorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen 
und hat feſtzuſtellen, ob das Unternehmen zweck⸗ 
und planmäßig und mit den von der Aufſichts⸗ 
behörde genehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. 
Sollten hierbei Nachmeſſungen erforderlich ſein, ſo 
find fie unter Leitung des Meliorationsbaubeamten 
von vereideten Technikern vorzunehmen; bie Koſten 
dieſer Aufmeſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu 
tragen. 

§ 5. Die Genoſſenſchaftslaſten werden von 
den Genoſſen, abgeſehen von den im Teilnehmer⸗ 
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verzeichnis ausdrücklich als beitragsfrei bezeichneten 
Grundſtücken, nach Maßgabe der den Genoſſen aus 
den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteile, 
welche berechnet werden nach der Geſamtlänge der 
in den beteiligten Grundſtücken eines jeden Genoſſen 
verlegten Saugedräns, aufgebracht. 

§ 6. Die Beilragsliften find von dem Vor⸗ 
ſtande anzufertigen und nach ortsüblicher Bekannt⸗ 
machung der Auslegung 4 Wochen lang in der 
Wohnung des Vorſtehers zur Einſicht der Genoſſen 
auszulegen. 

Abänderungsanträge müſſen innerhalb der 
obigen Friſt ſchriftlich bei dem Vorſteher angebracht 
werden. Nach Ablauf der Friſt hat der Vorſteher 
die bei ihm eingegangenen Abänderungsanträge der 
Auſſichtsbehörde vorzulegen. Dieſe läßt unter Zu: 
ziehung der Beſchwerdeführer und eines Vertreters 
des Vorſtandes die erhobenen Einwendungen durch 
die von ihr zu bezeichnenden Sachverſtändigen unter: 
ſuchen. Mit dem Ergebnis der Unterſuchung werden 
die Beſchwerdeführer und der Vertreter des Vor⸗ 
ſtandes bekannt gemacht. Sind beide Teile mit 
dem Gutachten einverſtanden, ſo werden die Beitrags⸗ 
liſten demgemäß feſtgeſtellt, andernfalls entſcheidet 
die Auffichtsbehörde. Die bis zur Mittellung des 
Ergebniſſes der Unterſuchung entſtandenen Koſten 
ſind in jedem Falle von der Genoſſenſchaft zu tragen. 
Wird eine Entſcheidung erforderlich, ſo fallen die 
weiter erwachſenden Koſten dem unterliegenden Teile 
zur Laſt. 

Sobald das Bedürfnis für eine Nachprüfung 
der feſtgeſtellten oder berichtigten Beitragsliſten vor⸗ 
liegt, kann ſie von dem Vorſtande beſchloſſen oder 
von der Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das 
Verfahren richtet ſich nach den für die Feſtſtellung 
der Beitragsliſten gegebenen Vorſchriften. 

§ 7. Im Falle einer Parzellierung find die 
Genoſſenſchaftslaſten nach dem im Statute vorge⸗ 
ſchriebenen Beteiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnismäßig zu vertellen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Auſſichtsbe⸗ 
hörde zuläſſig. 

8 8. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden 
Terminen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei 
verſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen 
Beträge beizutreiben. 

8 9. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Melioratlonsplane in Ausſicht ge- 
nommenen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren 
Unterhaltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorüber⸗ 
gehend oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem 
einzelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung 
der ihm aus der Anlage erwachſenden Vorteile, eine 
Entſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich eln 
Genoſſe mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen 


ſollte, das nach dieſem Statute zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Nechtsweges. 

8 10. Längs der Hauptgräben muß an den 
dränterten Flächen ein Streifen von 0,50 m Breite, 
vom oberen Rande der Böſchung an gerechnet, un⸗ 
beackert und mit dem Weldevieh verſchont bleiben. 
Dieſer Streifen und die Böſchungen dürfen nur 
durch Abmähen genutzt und müſſen von Bäumen, 
Sträuchern, Hecken und dergleichen freigehalten 
werden. Das Durchtreiben des Viehes durch die 
Gräben und das Tränken daraus iſt nur an den vom 
Vorſtande beſonders dazu beſtimmten Stellen geſtattet. 

Bei der Räumung müſſen dle Grabenanlieger 
den Auswurf, deſſen Eigemum ihnen zufällt, auf⸗ 
nehmen und binnen 4 Wochen, wenn aber die 
Räumung vor der Ernte geſchieht, binnen 4 Wochen 
nach der Aberntung des Grundſtücks bis auf 4 Meter 
vom Rande der Böſchung fortſchaffen. 

Zuwiderhandlungen unterliegen den geſetzlichen 
Ordnungsſtrafen (§ 54 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
geſetzes). Außerdem iſt der Schaden, der an Ge⸗ 
noſſenſchaftsanlagen durch Uebertretung dieſer Vor⸗ 
ſchriſten oder ſonſt durch Abſicht oder Fahrläſſigkeit 
entſteht, von dem hierfür haftbaren Genoſſen unter 
Beachtung der Weiſungen des Vorſtehers und bei 
Vermeidung zwangsweiſer Ausführung auf feine 
Koſten zu beſeitigen. 

§ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im 
übrigen richtet ſich das Stimmverhältnis nach 
dem Verhältniſſe der Teilnahme an den Genoſſen⸗ 
ſchaftslaſten, und zwar in der Weiſe, daß für 
je 500 laufende Meter Saugedräns eine Stimme 
gerechnet wird. Bruchteile einer Stimme, die 
ſich hiernach ergeben, werden auf die nächſthöhere 
volle Stimmenzahl abgerundet, wenn die über 
500 Meter hinausgehenden Dräns mindeflens 250 
Meter lang ſind. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vor⸗ 
ſtande zu entwerfen und nach öffentlicher Bekannt⸗ 
machung der Auslegung 4 Wochen lang zur Einſicht 
der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers aus⸗ 
zulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
ſind an keine Friſt gebunden. 

Wegen der Ausübung des Stimmrechtes durch 
Vertreter finden die für Gemeindewahlen am Sitze 
der Genoſſenſchaft gültigen Vorſchriften entſprechende 
Anwendung. 

8 12. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus 

a) einem Vorſteher, 

b) einem Stellvertreter des Vorſtehers, 

o) vier weiteren Beiſitzern. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumnis 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von dem 
Vorſtande unter Leitung des Vorſteher⸗Stellvertreters 
feſtzuſetzende und von der ſtaatlichen Auffichtsbehörde 
zu genehmigende Entſchädigung. 
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Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt vier ſtell⸗ 
vertretenden Beiſitzern werden von der Generalver⸗ 
ſammlung auf fünf Jahre gewählt. Die Wahl des 
Porſtehers und feines Stellvertreters bedarf der Be⸗ 
ſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeder zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechtes befugte Vertreter eines 
Genoſſen, welcher im Beſitz der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte iſt. Die Wahl der Vorſtandsmitglieder wie 
der ſtellvertretenden Beiſitzer erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jede Stelle. Jeder Wähler 
hat dem Leiter der Generalverſammlung mündlich 
und zu Protokoll zu erklären, wem er ſeine Stimme 
geben will. Erhält im erſten Wahlgange eine Perſon 
nicht mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, 
ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Los. 

Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn kein 
Widerſpruch erfolgt. 

18. Die Gewählten werden von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt ver⸗ 
pflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter, ſowie zum Ausweis über den 
Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 


Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie die 
übrigen Vorſtandsmitglieder hat, und deſſen Stimme 
im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter An⸗ 
gabe der Gegenſtände der Verhandlung geladen, und 
daß mit Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens drei 
der Vorſtandsmitglleder anweſend ſind. Wer am 
Erſcheinen verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem 
Vorſteher anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen ſtell⸗ 
vertretenden Beiſitzer zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit 
zum zweiten Male zur Beratung über denſelben 
Gegenſtand zuſammenberufen werden, ſo ſind die er⸗ 
ſchienenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
beſchlußfähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung 
ſoll auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. 

§ 14. Soweit nicht im Statut einzelne Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher 
die ſelbtändige Leitung und Verwaltung aller An⸗ 
gelegenhelten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der von der Genoſſenſchaft 
herzuſtellenden Anlagen nach dem feſtge⸗ 
ftellten Mellorationsplane zu veranlaſſen 
und zu beaufſichtigen; 


b) über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie 
über die Grabenräumung und die Nutzung, 
Beackerung und Bepflanzung der an die 
Gräben anſtoßenden Grundſtücksſtreifen und 
dergleichen mit Zuſtimmung des Vorſtandes 
die nötigen Anordnungen zu treffen und 
die etwa erforderlichen Ausführungsvor⸗ 
ſchriften zu erlaſſen; 

die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge 
auszuſchreiben und einzuziehen, die Zah⸗ 
lungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die 
Kaſſenverwaltung mindeſtens zweimal jähr⸗ 
lich zu revidieren; 

die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme 
vorzulegen; 

e) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beauf⸗ 
ſichtigen und die Unterhaltung der Anlagen 
zu überwachen; 

t) die Genoſſenſchaft nach außen zu vertreten, 
den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft 
zu führen und ihre Urkunden zu unter⸗ 
zeichnen. Zur Abſchließung von Verträgen 
hat er die Genehmigung des Vorſtandes 
einzuholen. Zur Gültigkeit der Verträge 
iſt dieſe Genehmigung nicht erforderlich; 

g) die nach Maßgabe des Statuts und der 
Ausführungsvorſchriften von ihm ange⸗ 
drohten und feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, 
die den Betrag von 30 Mark jedoch nicht 
überſteigen dürfen, ſowie Koſten (89 6 
und 19) zur Genoſſenſchaftskaſſe einzu: 
ziehen. 

8 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen werden 
nach der Fertigſtellung in regelmäßige Schau ge⸗ 
nommen, die jährlich einmal im Herbite ſtattzufinden 
hat. Der Schautermin wird nach Benehmen mit 
der Auſſichtsbehörde und dem Meliorationsbau⸗ 
beamten von dem Vorſteher möglichſt vier Wochen 
vorher anberaumt und auf ortsübliche Weiſe recht⸗ 
zeitig bekannt gemacht. Der Vorſteher leitet die 
Schau. Die übrigen Vorſtandsmitglieder ſind dazu 
einzuladen. 8 

Auch die anderen Genoſſen ſind berechtigt, an 
der Schau teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Schau iſt in einem Protokolle, 
für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen 
hat, niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, 
die Arbeiten, welche nach techniſchem Ermeſſen zur 
Unterhaltung der der Schau unterliegenden Anlagen 
notwendig ſind, erforderlichenfalls auf Koſten der 
Genoſſenſchaft ausführen zu laſſen. Ueber Be⸗ 
ſchwerden gegen ſolche Anordnungen der Auſſichts⸗ 
behörde entſcheidet der Regierungspräſident end» 
gültig. x 

8 16. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünf Jahre 
gewählt und deſſen Entſchädigung vom Vorſtande 
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feſtgeſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit 
die Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter 
Führung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung des 
Rechners durch Vertrag auszubedingen. 

§ 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmltglieder und deren 

Stellvertreter; 
2. die Wahl der Schiedsrichter und deren 
Stellvertreter; 

3. die Abänderung des Statuts. 

8 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, welche auch zu den in dieſer Verſamm⸗ 
lung erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige 
Stimmliſte nach den Flächenangaben des Grund⸗ 
ſtücksregiſters des Genoſſenſchaftsgebietes aufzu⸗ 
ſtellen hat. 

Die welteren Generalverſammlungen find in 
den geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (8 60 des 
Waſſergenoſſenſchafts⸗Geſetzes), mindeſtens aber alle 
fünf Jahre durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 
zu machendes Ausſchrelben der Genoſſenſchaft und 
außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in den⸗ 
jenigen Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsgebiete ganz oder teilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchlenenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Auſſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In 
dieſem Falle führt ſie oder der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

§ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigentum an 
Grundſtücken, über das Beſtehen oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungs⸗ 
rechten oder über etwaige, auf beſonderen Rechts⸗ 
titeln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der 
Parteien entſtehen, gehören zur Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, 
welche die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſen⸗ 
ſchaft oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner 
Genoſſen in ihren durch das Statut begründeten 
Rechten betreffen, von dem Vorſteher unterſucht und 
entſchieden, ſoweit nicht nach dem Statut oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Stelle zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern nicht eine andere Behörde ausschließlich zu⸗ 
ſtändig iſt, jedem Teile die Anrufung der Ent⸗ 


ſcheidung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 
zwei Wochen, von der Bekanntmachung des Be⸗ 
ſcheides an gerechnet, ſchriftlich bei dem Vorſteher 
angemeldet werden muß. Die Koſten dieſes Ver⸗ 
fahrens ſind dem unterliegenden Teile aufzuerlegen. 

Das Schledsgericht beſteht aus einem Vorſitzen⸗ 
den, welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus 
zwei Beiſitzern. Dieſe werden nebſt zwei Stellver: 
tretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften des Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu 
den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht 
Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfalle die Aufſichtsbehörde end⸗ 
gültig entſcheidet, ſo iſt der Erſatzmann aus den 
gewählten Stellvertretern oder erforderlichenfalls aus 
den wählbaren Perſonen durch die Aufſichtsbehörde 
zu beſtimmen. 

§ 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehen: 
den Bekanntmachungen ſind unter ihrem Namen 
(8 2) zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Soweit nicht nach dieſem Stalut die ortsübliche 
Bekanntmachung genügt, werden die für die Oeffent⸗ 
lichkeit beftimmten Bekanntmachungen der Genoſſen⸗ 
ſchaft in das Kreisblatt des Kreiſes Luckau auf⸗ 
genommen. 

8 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem § 69 des Waſſergenoſſenſchaft⸗ 
Geſetzes entſprechenden rechtlichen Verpflichtung be⸗ 
ruht, kann ſie auch im Wege der Vereinbarung auf 
den Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der 
Zuſtimmung der Auſſichtsbehörde bedürftigen Vor: 
ſtandsbeſchluß erfolgen. 

Urkundlich unter unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Poſen, den 20. September 1907. 

(L. S.) gez. Wilhelm R. 
ggez. Beſeler. von Arnim. 
890. Nachtrag 
zu dem Tarif für die Hafenabgaben in Brahemünde 
vom 24. Mai 1905. 

Nr. IA des Tarifs für die Hafenabgaben in 
Brahemünde vom 24. Mat 1905 (Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Bromberg vom 15. Juni 
1905 — Nr. 24) erhält folgende Aenderung: 

I. Es iſt zu zahlen: 

A. von je 10 qm Floßholz einſchließlich des Flott⸗ 
werks und Waſſeraums für je 3 Tage: 
1. bei einer Liegezeit bis zu 15 Tagen 
2. bei längerer Liegezelt: 
a) vom 16. bis zum 30. Tage 1 
b) vom 31. bis zum 45. Tage 1 
c) vom 46. bis zum 60. Tage 1 
d) vom 61. bis zum 75. Tage 2, 
e) vom 76. bis zum 90. Tage 2 
f) vom 91. Tage ab 2 
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Dieſer Nachtrag tritt am 1. Oktober d. Js. 
in Kraft. 

Berlin, den 12. September 1907. 

Der Finanzminiſter. 
J. V.: (gez.) Dombois. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
J. A.: (gez.) Luſensky. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
J. A.: (gez) Peters. 

891. Im Anſchluß an unſeren Erlaß vom 
24. Juni d. Js. M. f. H. u. G. IV 5127, M. d. g. A. 
U. III A 1620 (H MBl. 1907 S. 244 ff., Zentral⸗ 
blatt f. d. gel. Unterr.⸗Verw. 1907 S. 563 ff.), be⸗ 
treffend die Ausbildung als Lehrerinnen der weib⸗ 
lichen Handarbeiten und der Haus wirtſchaftskunde, 
bemerken wir, daß die von uns noch zu erlaſſenden 
neuen Prüfungsordnungen erſtmalig im Herbſt 1908 
zur Anwendung kommen werden. Die letzten Prü⸗ 
fungen nach den bisherigen Prüfungsordnungen ſind 
im Frühjahr 1908 abzuhalten; zu ihnen können zu⸗ 
gelaſſen werden alle Bewerberinnen, die ihre Aus⸗ 
bildung vor dem 1. Oktober d. Is. begonnen, ſowie 
alle wiſſenſchaftlichen Lehrerinnen, die auf ihre Aus: 
bildung als Handarbeitslehrerin mindeſtens ein hal⸗ 
bes Jahr verwandt haben. 

Vom Herbſt 1908 ab werden zu den Prüfungen 
nur noch ſolche Bewerberinnen zugelaſſen, die nach 
den Beſtimmungen vom 24. Juni d. Js. aus⸗ 
gebildet ſind. 

Berlin, den 11. Oktober 1907. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Im Auftrage: Simon. 
Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 

Im Auftrage: von Bremen. 
Bekanntmachung des Königlichen 
Provinzialſteuerdirektors. 

892. Auf dem Bahnhofe in Cottbus iſt eine 
zum Hauptamtsbezirke Cotibus gehörige ſelbſtändige 
Zollabfertigungsſtelle errichtet worden, die die amt⸗ 
liche Bezeſchnuug „Hauptſteueramt Cottbus, Zoll⸗ 

abfertigungsſtelle am Bahnhof“ führt. 

Der neuen Abferligungsftelle, bei welcher die 
geſamten Zollabfertigungen in Cottbus einſchlleßlich 
der Poſtzollabfertigungen und der ſteueramtlichen 
Abfertigungen der mit der Bahn eingehenden Brannt⸗ 
weinſendungen ſtattfinden, ſind die gleichen Ab⸗ 
ſertigungsbefugniſſe, wie fie das Hauptſteueramt 
Cottbus beſitzt, beigelegt. 

Berlin, den 22. Oktober 1907. 

Der Provinzialſteuerdirektor. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl Regierung zu Frankfurt a. O. 
893. Der Herr Miniſter hat am 12. Oktober 
1907 dem Berlin — Brandenburger Heilftättenverein 
für Lungenkranke zu Berlin die Erlaubnis ertellt, 
zur Förderung ſeiner Zwecke eine Verloſung von 
goldenen und ſilbernen bezlehungsweiſe mit Juwelen 


verzierten Gegenſtänden zu veranſtalten und die Loſe 
in der geſamten Monarchie zu vertreiben. Es ſollen 
120000 Loſe zu je 3 Mark ausgegeben werden 
und 3787 Gewinne im Geſamtwerte von 150000 
Mark zur Ausſpielung gelangen. 

Die Herren Landräte und die ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verwaltungen wollen dafür Sorge tragen, daß dem 
Vertriebe der Loſe keine Hinderniſſe in den Weg 
gelegt werden. 

Frankfurt a. O., den 23. Oktober 1907. 

Der Negierungspräfident. 

894. Der Herr Miniſter hat am 7. Oktober 
dieſ. Is. dem Verein für Pferderennen und Pferde⸗ 
ausſtellungen in Preußen in Königsberg die Er⸗ 
laubnis erteilt, gelegentlich der im Mai 1908 in 
Königsberg ſtattfindenden Pferdeausſtellung eine 
öffentliche Verloſung von Wagen, Pferden und 
Silbergewinnen zu veranſtalten und die Loſe in 
der ganzen Monarchie zu vertreiben. 

Es ſollen 200 000 Loſe zu je 1 Mark aus⸗ 
gegeben werden und 3095 Gewinne im Geſamt⸗ 
werte von 86510 Mark zur Ausſpielung gelangen. 

Frankfurt a. O., den 22. Oktober 1907. 

Der Regierungspräſident. 

895. Nachdem bei der Abſtimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 
Einführung des Beitritlszwanges erklärt hat, ordne 
ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für 
das Dachdeckergewerbe, deren Bezirk den Kreis Lebus 
umfaßt, mit dem Sitze in Seelow und unter dem 
Namen „Dachdeckerinnung (Zwangsinnung) zu 
Seelow“ errichtet werde. Von dem genannten 
Zeitpunkte ab gehören alle Gewerbetreibenden, 
welche das bezeichnete Handwerk betreiben, dieſer 
Innung an. 

Frankfurt a. O., den 17. Oktober 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

896. Gemäß § 29 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874/30. März 1880 erkläre ich mit Er⸗ 
mächtigung des Herrn Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten den alten linksſeitigen Warthe⸗ 
arm, welcher gegenüber dem Dorfe Pollychen, Kreis 
Landsberg a. W., bei km 277 gelegen iſt, auf die 
Dauer von 5 Jahren, und zwar vom 1. November 
1907 bis Ende Oktober 1912, zum Laichſchonrevier. 
Die Schonzeit für dieſes Gewäſſer ſetze ich auf die 
Zeit vom 1. April bis 1. Juli jeden Jahres feſt, 
indem ich gleichzeitig auf 88 30, 31 und 505 a. a. O. 
verweiſe. 

Frankfurt a. O., den 18. Oktober 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
897. Dem Arzt Dr. Stein in Alt⸗Carbe habe 
ich die Genehmigung zum Halten einer Hausapotheke 
erteilt. Die Hausapotheke iſt nach der amtlichen 
Beſichtigung am 19. d. Mis. eröffnet worden. 

Frankfurt a. O., den 21. Oktober 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
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898. Der Beginn des nächſten Kurſus zur 
Ausbildung von Lehrſchmiedemeiſtern an der Lehr⸗ 
ſchmiede zu Charlottenburg iſt auf 

Montag den 3. Februar 1908 
feſtgeſetzt. 

Anmeldungen ſind zu richten an den Direktor 
des Inſtituts, Stabsveterinär a. D. Brand zu Char⸗ 
lottenburg, Spreeſtraße 58 

Die Herren Landräte und Oberbürgermeiſter 
wollen Vorſtehendes möglichſt weiter publizieren. 

Frankfurt a. O., den 21. Oktober 1907. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung des 
Bezirks⸗Ausſchuſſes zu Frankfurt a. O. 
899. Der Schluß der Jagd auf Rebhühner, 
Wachteln und ſchoſtiſche Moorhühner im Regierungs⸗ 
bezirk Frankfurt a. O. erfolgt in dieſem Jahre mit 
Ablauf des 16. November. 

Frankfurt a. O., den 26. Oktober 1907. 

Der Bezirksausſchuß. 
Pollack. 
Bekanntmachungen der Kaiſerlichen Ober ⸗ 

poftdirektion zu Frankfurt a. O. 
900. Am 23. Oktober iſt in der zum Land⸗ 
beſtellbezirk der Kaiſerlichen Poſtagentur in Richnow 
(Kr. Soldin) gehörigen Förfteret Kienitz eine Tele: 
graphenhilfſtelle mit öffentlicher Sprechſtelle in Wirk⸗ 
ſamkeit getreten. 

Perſonal⸗Nachrichten. 
901. Der Gerichtsaſſeſſor Boddin iſt von 
Frankfurt a. O. nach Greifswald verſetzt. 
902. Dem Direktor der höheren Fachſchule für 
Textilinduſtrie, Profeſſor Ehrhardt in Sorau N.⸗L., 
find die Geſchäfte eines Regierungs- und Gewerbe⸗ 
ſchulrats bei der Königlichen Regierung zu Frank⸗ 
furt a. O. auftragsweiſe übertragen worden. 
903. Der Kandidat des höheren Lehramts 
Diftler iſt vom 1. Oktober 1907 ab als Ober: 
lehrer an der ſtädtiſchen höheren Mädchenſchule in 
Landsberg a. W. angeſtellt worden. 
904. Der Kandidat des höheren Lehramts 
Radicke in Forſt i. L. iſt vom 1. Juli d. Is. ab 
als Oberlehrer an dem Reform⸗Realgymnaſium 
dortſelbſt angeſtellt worden. 
905. Der Kandidat des höheren Lehramts 
Dr. Pfeiffer iſt vom 1. Oktober d. Js. ab als 
5 8 an dem Gymnaſium in Guben angeſtellt | 
worden. 


906. Dem Fräulein Gertrud Landeck in 
Binkendorf, Kreis Sorau, iſt die Eclaubnis zur 
Annahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 

907. Dem Fräulein Margarete Karbe in 
Maſſin, Kreis Landsberg a. W., iſt die Erlaubnis 
zur Annahme der Stelle als Hauslehrerin und 
Erzieherin im Reglerungsbezirke erteilt worden. 
908. Uebertragen find dem Ober⸗Poſtprakti⸗ 
kanten Hoſäus in Frankfurt (Oder) eine Stelle 
für Poſtinſpektoren bei dem Poſtamte in Neuſtadt 
(Oberſchleſien) und dem Ober ⸗Poſtpraktikanten 
Nachtigal in Schneidemühl eine Stelle für Ober⸗ 
Poſtpraktikanten bei der Ober⸗Poſtdirektion in Frank⸗ 
furt (Oder). 

Verſetzt ſind der Poſtaſſiſtent Koppe von 
Cottbus nach Sternberg (Bz Ffo.) und der Poſt⸗ 
aſſiſtent Schulz von Drieſen nach Kleeberg (Kreis 
Arnswalde), beide unter Ernennung zu Poſtverwaltern. 

Ernannt ſind zum Ober⸗Telegraphenſekretär 
der Telegraphenſekretär Matthes in Landsberg 
(Warthe), zu Ober⸗Poſtſekretären die Poſtſekretäre 


Gutſche in Guben und Cauſſe in Lübben 
(Lauſiß). 
909 Der bisherige Pfarrer Georg Gottlieb 


Martin Janke in Stegers (Weſtpreußen) iſt zum 
Pfarrer der Parochie Alt⸗Rüdnitz, Diözeſe Königs⸗ 
berg Nm. I, beſtellt worden. 
910. Erledigt wird die Pfarrſtelle Königlichen 
Patronats zu Brügge, Dlözeſe Soldin, durch Ver⸗ 
ſetzung des Pfarrers Lesko. Wiederbeſetzung er⸗ 
folgt durch Gemeindewahl nach dem Pfarrwahlgeſetz 
vom 15. März 1886 — K. Geſ. u. V. Bl. S. 39 
Bewerbungen ſind ſchriftlich bei dem Königlichen 
Konſiſtorium einzureichen. 
Vermiſchtes. 
911. General⸗Verſammlung 
Donnerstag den 7. November mittags 12 Uhr im 
Sitzungsſaal 3A der Königl. Regierung. 
Tagesordnung. 
1. Entgegennahme des Berichts des Vorſtandes 
($ 11 der Statuten). 
2. Wahl des Vorſtandes (§ 7 daſelbſt). 
3. Geſchäftliche Mitteilungen. 
Säfte haben Zutritt. 
Frankfurt a. O., den 22. Oktober 1907. 
Der Vorſtand des Vereins Lutherſtiftung. 


Zur Beachtung! Nicht eingegangene Amtsblattſtücke werden nur dann koſtenfrei 
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